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Wir bedauern die Unterzeichnung des Vertrags von Lissabon, der die vertraglichen Grundlagen der 
Europäischen Union neu regelt. 
   Es ist notwendig und richtig, dass sich die erweiterte Union reformiert. Aber die vorgesehenen 
Änderungen sind nicht das, was die Europäische Union braucht. Sie werden der Union weder helfen, 
bessere politische Entscheidungen zu treffen, noch sie dazu veranlassen, die Wünsche der Bürger 
stärker zu respektieren. Unsere eigenen Vorschläge sind 1993 und 2003 veröffentlicht worden – wir 
stehen dazu. 
   Der Vertrag von Lissabon ist von erheblicher konstitutioneller Bedeutung. Er wiederholt die Fehler 
des ursprünglichen Verfassungsvertrages, die wir kritisiert und zurückgewiesen haben: er gibt der 
Europäischen Union noch weiter reichende Kompetenzen; er dehnt die Generalermächtigung des 
Artikels 308 EG-Vertrag von Fragen des Gemeinsamen Marktes auf alle Politikbereiche der Union 
aus; er senkt das Mehrheitserfordernis im Ministerrat von 73,9 auf maximal 65 Prozent ab; er 
verzichtet auf Einstimmigkeit in Bereichen, in denen dies gefährlich ist; und er erweckt den durchaus 
falschen Eindruck, dass die Ohnmacht der nationalen Parlamente in der europäischen Gesetzgebung 
ein Ende haben wird. Alle diese Änderungen des europäischen Regelwerks – und manche andere 
mehr – werden den Prozess der politischen Zentralisierung in Europa beschleunigen.  
   Wir rufen die Bürger und Parlamente aller Mitgliedstaaten deshalb auf, den Vertrag von Lissabon 
zurückzuweisen. 
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